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Reinhard Bahnmüller

Wie kann man (interkulturelle) Kompetenzprofile ermitteln? Qualifizierungsgespräche als Instrument
Ich möchte über ein Projekt berichten, das derzeit an unserem Forschungsinstitut durchgeführt wird und das auf den ersten Blick herzlich wenig mit Fragen der Migration bzw. interkulturellen Kompetenzprofilen zu tun zu haben scheint. Ich bin auch kein Migrationsforscher, kann somit wenig zur inhaltlichen Bestimmung dessen beitragen, was unter interkultureller Kompetenz zu verstehen ist. Dennoch denke ich ihnen einige Hinweise geben zu können, wie man interkulturelle Kompetenz definieren, zum Gegenstand betrieblicher Klärung machen und in die Organisationsstrukturen einschreiben kann.

Womit ich mich derzeit beschäftige und weshalb ich zu der Tagung eingeladen wurde, ist ein Tarifvertrag, genauer gesagt ein spezieller Paragraph des 2005 abgeschlossenen und 2006 in Kraft getretenen TVöD, der analog auch für die Länder und den Bund gilt: der § 5. In diesem Paragrafen, in dem erstmals für den öffentlichen Dienst das Thema betriebliche Weiterbildung tarifvertraglich angegangen wurde, steht ein Instrument im Mittelpunkt, das dazu dienen soll, den Qualifizierungsbedarf zu klären: das Qualifizierungsgespräch. Über dieses personalpolitische Instrument will ich sprechen und der Frage nachgehen, welchen Beitrag es dazu leisten könnte, das Thema interkulturelle Kompetenz innerhalb von Einrichtungen des öffentlichen Dienstes (aber auch außerhalb) zu transportieren und dauerhaft zu etablieren. Dabei möchte ich die These vertreten, dass Qualifizierungsgespräche ein guter Ansatzpunkt sein könnten und dies aus fünf Gründen, die ich vorab gleich benennen will:
(1)
Weil Qualifizierungsgespräche einen Anlass und einen Ort bieten, über den Qualifizierungsbedarf und damit auch über Bedarf an interkultureller Kompetenz zu sprechen,
(2)
weil sich in Qualifizierungsgesprächen zwei Perspektiven kreuzen, die der Organisation und die der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und diese Perspektiven innerhalb des Gespräches vermittelt und konsensfähig gemacht werden sollen,

(3)
weil interkulturelle Kompetenz nicht überall gleich wichtig ist und  Qualifizierungsgespräche ein Instrument sind, den Qualifizierungsbedarf differenziert nach Aufgaben bzw. Aufgabenbereichen und individuellen Vorkenntnissen zu beschreiben und zu bestimmen,
(4)
weil der Aufbau, die Pflege und die Entwicklung interkultureller Kompetenz in das Aufgabenprofil der Organisation stabil eingeschrieben werden sollte und Qualifizierungsgespräche hierzu Anlass bieten können,
(5)
weil die Tarifparteien Qualifizierungsgespräche zu einem selbstverständlichen Bestandteil der Einrichtungen des öffentlichen Dienstes machen wollen und alle Einrichtungen seit 2005 gehalten sind, den Beschäftigten dieses Angebot zu offerieren.

Was sind Qualifizierungsgespräche und was ist im TVöD hierzu geregelt?

Den TVöD gibt es seit 2005 und er hat seit seinem Abschluss für erhebliche Debatten in den Betrieben und Verwaltungen gesorgt, allerdings nicht wegen des besagten § 5, sondern wegen der Passagen zur Eingruppierung und vor allem auch zur Leistungsentlohnung, die mit dem TVöD Einzug in den öffentlichen Dienst halten soll. Der § 5 ist vielfach kaum wahrgenommen worden. Was ist in besagtem § 5 geregelt? 
Im ersten Absatz dieses Paragrafen wird das gemeinsame Interesse von Arbeitgebern und Beschäftigten unterstrichen „ein hohes Qualifikationsniveau“ zu sichern bzw. zu erreichen und lebenslanges Lernen zu befördern. Dann wird auf die Zielsetzungen von Qualifizierung eingegangen. Drei Zielsetzungen werden genannt: die „Steigerung von Effektivität und Effizienz des öffentlichen Dienstes“, die Nachwuchsförderung und die Steigerung beschäftigtenbezogener Kompetenzen. Im zweiten Abschnitt des § 5 wird gesagt, dass Qualifizierung entsprechend dem Tarifvertrag ein Angebot darstelle, auf das kein individueller Anspruch bestehe, die Beschäftigten aus der Tarifregelung also keinen Anspruch auf Weiterbildung ableiten können. Im Abschnitt 3 wird beschrieben, was Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne des Tarifvertrags sind. Nach Anlass und Zielsetzung werden vier Arten von Maßnahmen unterschieden, nämlich Maßnahmen die 

a) der „Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen für die übertragenen Tätigkeiten“ (Erhaltungsqualifizierung),

b) dem Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung),

c) der Arbeitsplatzsicherung, oder

d) der Einarbeitung nach längerer Abwesenheit dienen.

Worauf die Beschäftigten Anspruch haben, ist im Abschnitt vier festgehalten. Dort heißt es: 
„Beschäftigte haben Anspruch auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft, in dem festgestellt wird, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. Dieses Gespräch kann auch als Gruppengespräch geführt werden. Wird nichts anderes geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen.“ 
In den nachfolgenden Abschnitten 5 bis 8 des § 5 geht um die Kostenübernahme, die Arbeitszeit, den Umgang mit gesetzlichen Fördermöglichkeiten (Bildungsurlaubsgesetze) und die Teilnahmemöglichkeiten von Teilzeitbeschäftigten. Hinsichtlich der Kostenübernahme gilt der Grundsatz, dass vom Arbeitgeber veranlasste Qualifizierungsmaßnahmen einschließlich der Reisekosten auch vom Arbeitgeber getragen werden. Ein möglicher Eigenbeitrag muss durch eine Qualifizierungsvereinbarung geregelt werden, bei der die Grundsätze einer fairen Kostenteilung unter Berücksichtigung des betrieblichen und individuellen Nutzens beachtet werden sollen. Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. Gesetzliche Fördermöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbezogen werden. Schließlich sollen die Qualifizierungsmaßnahmen so angeboten werden, dass Teilzeitbeschäftigten eine gleichberechtigte Teilnahme möglich ist. 
Hinsichtlich des Qualifizierungsgesprächs und damit der Kern dessen, was ich hier behandeln will, ist also wenig geregelt. Die Gespräche sind in ihrer Gestaltung somit weitgehend offen. Sie können als Einzel- oder Gruppengespräche geführt werden, es ist auch nicht festgelegt, wo und wie das Qualifizierungsgespräch mit anderen, bereits existierenden Gesprächsanlässen und -formen kombiniert werden kann oder ob dies unterbleiben soll. Vorgegeben ist ein Mindestrhythmus und der Zweck, nämlich zwischen Beschäftigten und Führungskräften abzuklären, ob es einen Qualifizierungsbedarf gibt und wo der ggf. inhaltlich liegt. Und auf dieses Gespräch haben die Beschäftigten einen Anspruch. Den können sie geltend machen – oder auch darauf verzichten. Und da liegt eine der Schwachstellen des Tarifvertrags. Die Beschäftigten können das Gespräch zwar einfordern, der Arbeitgeber hat jedoch in strengem Sinne keine Bringschuld. Er muss das Gespräch nicht anbieten. Und grundsätzlich gilt laut Tarifvertrag: Wo keine Nachfrage ist, muss auch nichts stattfinden. Und um die Nachfrage ist es in nicht wenigen Einrichtungen nicht allzu gut bestellt. Ein Anspruch wird selten offensiv eingeklagt. Davon später mehr.
Weshalb tarifliche Regulierung von Weiterbildung?
Weshalb haben die Gewerkschaften, nicht nur die Gewerkschaft ver.di, sondern auch andere, etwa die IG Metall, Weiterbildung zu einem Thema der Tarifpolitik gemacht? Das hat eine längere Vorgeschichte. Die deutschen Gewerkschaften haben Bildungsfragen von ihrer Gründung an immer einen relativ hohen Stellenwert zugemessen. Fokussiert war das Interesse allerdings auf einen bestimmten Bereich: die berufliche Erstausbildung. Diesbezüglich haben sich die Gewerkschaften schon sehr früh eingemischt, Kompetenzen entwickelt, wurden zu anerkannten Partnern in der Gestaltung des Systems der beruflichen Erstausbildung und qua Gesetz mit Rechten ausgestattet, ihren Einfluss geltend zu machen. Die zentrale Motivation der Gewerkschaften Einfluss auf die berufliche Erstausbildung zu nehmen war: über die berufliche Erstausbildung werden Arbeitsmärkte strukturiert, wird festgelegt, wie Ausbildungsgänge aussehen sollen, welche Inhalte vermittelt werden. Mittelbar wird auch Einfluss auf die Entlohnung genommen, weil über die Ausbildungscurricula festgelegt wird, welche Kompetenzen jemand haben muss, der als Facharbeiter bezeichnet und entsprechend bezahlt werden will. Die Eckentgeltgruppe in der Entlohnung ist an den Abschluss eines berufsqualifizierenden Abschlusses gekoppelt, berufliche Bildung und Entlohnung stehen somit in einer direkten Wechselbeziehung.

Nun hat sich das Verhältnis zwischen beruflicher Erstausbildung und Weiterbildung bekanntermaßen verschoben. Lebenslanges Lernen wird zunehmend wichtig, die berufliche Weiterbildung gewinnt in Relation zur Erstausbildung an Gewicht, darauf zu setzen, mit den während der beruflichen Erstausbildung erworbenen Kompetenzen durch das Berufsleben zu kommen, wird immer unrealistischer. Nun haben die deutschen Gewerkschaften, wie erwähnt, in der beruflichen Erstausbildung eine starke Stellung, bei der beruflichen Weiterbildung sieht das ganz anders aus. Was in diesem Segment, insbesondere in der betrieblichen Weiterbildung geschieht, liegt anders als das sonstige Bildungsgeschehen außerhalb öffentlicher Kontrolle. Daraus wurde die Schlussfolgerung gezogen, dass ein Einfluss auf die Strukturierung von Arbeitsmärkten künftig nur dann möglich sein wird, wenn die Gewerkschaften im Bereich der beruflichen bzw. betrieblichen Weiterbildung den Fuß in die Tür bekommen. Und das versuchen sie seit 10, 15 Jahren auf unterschiedlichen Wegen. 

Dabei hat sich der Ansatz, den Anspruch auf ein Qualifizierungsgespräch per Tarifvertrag abzusichern, als relativ erfolgreich erwiesen. Er wurde zunächst in der Metall- und Elektroindustrie Baden-Württembergs erprobt, dann auf die gesamte Metallindustrie in Deutschland ausgedehnt, auf den öffentlichen Dienst übertragen und auch in der Versicherungswirtschaft wurde jüngst eine entsprechende Tarifklausel aufgenommen. Einer der zentralen Gründe für die „Karriere“ von Qualifizierungsgesprächen ist der Umstand, dass die betriebliche Weiterbildung (bisher) kein streikfähiges Thema ist, weshalb die Gewerkschaften darauf angewiesen sind, entsprechende Regelungen auf dem Verhandlungsweg durchzusetzen. Sie sind also auf die Kooperationsbereitschaft der Arbeitgeber angewiesen und diese ließen sich für einen Anspruch auf Qualifizierungsgespräche noch am ehesten erwärmen. Auch darüber waren sie nicht begeistert, sie schätzen das Instrument jedoch als relativ „unschädlich“ ein. Dass es sich bei den bisherigen Tarifregelungen zur Weiterbildung um relativ „sanfte“ Vereinbarungen handelt, wird von den Gewerkschaften zumeist auch so gesehen. Man hätte sich wohl „härtere“ Regelungen gewünscht, die sich nicht durchsetzen ließen, sieht in Qualifizierungsgesprächen, sofern sie qualifiziert und offensiv geführt werden, jedoch auch Chancen – und dies nicht zu Unrecht. 
Qualifizierungsgespräche – ein „harmloses“ PE-Instrument mit vielen Voraussetzungen
Qualifizierungsgespräche sind als Erstes ein Instrument, mit dem die Beschäftigten ihre Interessen an Fortbildung und beruflicher Entwicklung besser und institutionell gesichert in die Organisation einbringen können. Das mag selbstverständlich klingen, ist es aber nicht. Zum Zweiten wird durch Qualifizierungsgespräche eine bottom-up Logik in der Planung gestärkt. Planung soll nicht nur von oben nach unten geschehen, sondern auch von unten nach oben. Insbesondere die Weiterbildungsplanung muss darauf rekurrieren. 
Allerdings sind auch Qualifizierungsgespräche von ihrem Zweck der Bedarfsklärung her kein einseitiger Kanal, sondern einer der dazu dienen soll, zwei Sichten/Einschätzungen abzugleichen: Die Beschäftigten sollen ihre Sicht der Dinge einbringen, sie sollten wissen, welche Kompetenzen nötig sind, um ihre Arbeitsaufgabe qualifiziert erledigen zu können, vor allem solche Kompetenzen, die sie eigentlich bräuchten, aber bisher nicht haben. Darüber hinaus sollten sie eine Vorstellung darüber haben, ob und wohin sie sich beruflich entwickeln wollen. Die Führungskräfte müssen eine Vorstellung davon haben, wie aus ihrer Sicht das aktuelle Aufgaben- und Kompetenzprofil in ihrer Abteilung aussieht bzw. sein sollte, wohin sich ihre Abteilung entwickelt und welche Folgen sich daraus für Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergeben werden. Und genau hier ist der Springpunkt, der aus einem harmlos klingenden Instrument wie einem Qualifizierungsgespräch ein PE-Instrument mit erheblichen Weiterungen macht. Weiß die Einrichtung bzw. die Führungskraft, wohin sie will, über welches Qualifikationspotential sie verfügt und welches sie braucht? Allein um diese Fragen qualifiziert beantworten zu können, müsste vieles bekannt und geklärt sein. Was müssten die Führungskräfte eigentlich wissen, um gut vorbereitet in ein Qualifizierungsgespräch gehen zu können? Da sind viele Fragen zu beantworten:
· Was sind die aktuellen Arbeitsaufgaben in meiner Abteilung und wie sind sie auf die Beschäftigten verteilt?

· Gibt es Aufgabenbeschreibungen für alle Beschäftigten und zwar solche, die den tatsächlichen Arbeitsaufgaben entsprechen?
· Gehen aus den Aufgabenbeschreibungen auch die Kompetenzen hervor, die zur Aufgabenbewältigung gefordert sind?  Lässt sich daraus das Soll an Kompetenzen ablesen, über die eine Person bzw. ein Bereich verfügen soll?
· Über die aktuellen Aufgaben und Anforderungen hinaus: Ist bekannt, wohin sich die Abteilung bzw. die gesamte Organisation in den kommenden Jahren entwickeln soll bzw. entwickeln wird? 
· Ist der Ist-Stand an Qualifikationen/Kompetenzen der Beschäftigten bekannt und dokumentiert? Haben meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Kompetenzen, die ich nicht kenne und die ich gerade im Bereich interkultureller Kommunikation gezielter einsetzen könnte?

· Welche Mittel habe ich verfügbar, um ggf. bestehende Kompetenzdefizite durch Qualifizierungsmaßnahmen beseitigen zu können? 

Die Liste könnte problemlos noch verlängert werden. Worauf ich hinaus will ist folgendes: Es müssen Vorarbeiten seitens der Einrichtung bzw. der Führungskräfte geleistet werden. Es muss vor allem Klarheit darüber bestehen, welche Kompetenzen innerhalb der Einrichtung bzw. der Abteilung verfügbar sind und welche tatsächlich gebraucht werden und es muss Klarheit geben, wohin die Organisation gehen wird bzw. gehen will. 
Auch an die Beschäftigten werden Anforderungen gestellt, auch für sie ist das Qualifizierungsgespräch voraussetzungsvoll. Sie müssen für sich klären, welche Kompetenzen sie haben, welche sie brauchen und welche sie sich wünschen. Das erfordert eine Bereitschaft, auch selbstkritisch mit sich umzugehen, sich auf den Klärungsprozess einzulassen. Dazu ist wiederum eine Kultur in der Organisation nötig, die es zulässt, über zu schließende Lücken bei den Kompetenzen zu sprechen.

Und was hat das alles mit interkultureller Kompetenz zu tun? Einiges, wie ich meine, zumindest kann interkulturelle Kompetenz hier in doppelter Weise ins Spiel kommen. Zum einen über die Anforderungsprofile bzw. Aufgabenbeschreibungen. Soll interkulturelle Kompetenz keine Zugabe der Beschäftigten sein, sondern ein notwendiger Bestandteil der in einem Aufgabegebiet vorzuhaltenden Kompetenzen, dann muss sie essentieller Bestandteil des Anforderungsprofils sein und damit einen Platz in der Aufgaben- bzw. Stellenbeschreibung haben. Sie muss in die Organisation eingeschrieben werden, zu einem Element bereits bei der Personalrekrutierung werden und wenn diese Kompetenz nicht mitgebracht wird, gehört sie als Pflichtmodul in den Einarbeitungs- und Qualifizierungsplan der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ohne eine Fixierung interkultureller Kompetenz in Stellen- und Aufgabenbeschreibungen, dort wo sie gefordert ist, und ohne eine Übersetzung der Anforderungsprofile in eine abteilungsbezogene Qualifkationsmatrix, aus der Qualifizierungspläne abgeleitet werden können, bleibt das Ganze oberflächlich, allzu fluide und anfällig für wechselnde persönliche und finanzielle Bedingungen. Das ist mit „Einschreiben in die Organisation“ gemeint.
Ins Spiel kommen kann interkulturelle Kompetenz auch durch die Beschäftigten selbst. Qualifizierungsgespräche eröffnen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, für deren Tätigkeit dies wichtig ist, einen Kanal, einen Bedarf an Qualifizierung anzumelden und dies in einer Weise, auf die die Führungskräfte reagieren müssen. Im Qualifizierungsgespräch ist eine Verständigung darüber herzustellen, ob es einen diesbezüglichen Qualifizierungsbedarf gibt oder nicht. Auch wenn die Führungskraft dies anders sieht, kann man ins Protokoll schreiben lassen, dass die Mitarbeiterin oder der Mitarbeit diese Sichtweise hat. Das erfordert ein gewisses Standing, kann aber bei einer entsprechenden Organisationskultur und ggf. auch flankiert von der Interessenvertretung gut funktionieren.
Zusammenfassend kann festgehalten werden: Qualifizierungsgespräche bieten für Beschäftigte die Chance, ihre Qualifizierungsinteressen besser als bisher in den betrieblichen Planungs- und Entscheidungsprozess einbringen zu können. Zu diesen Qualifizierungsinteressen kann auch die Entwicklung interkultureller Kompetenzen gehören. Wird diesbezüglich Nachholbedarf gesehen, kann dieser angemeldet und zum Gegenstand einer Klärung mit der jeweiligen Führungskraft gemacht werden, die ihren Niederschlag in einem individuellen Qualifizierungsplan finden kann. Der Personalrat kann dabei für eine entsprechende Rahmung per Dienstvereinbarung sorgen. Mindestens ebenso wichtig, wenn nicht wichtiger ist m. E. der Punkt, dass Qualifizierungsgespräche, wenn man sie ernst nimmt, auf Seiten der Einrichtung Vorarbeiten hinsichtlich der Definition des Solls an Kompetenzen erfordern, die vielfach bisher  nicht gegeben sind. Was an fachlicher, sozialer – und dazu zähle ich auch die interkulturelle – sowie an methodischer Kompetenz nötig ist, um eine bestimmte Aufgabe bewältigen zu können, ist oft genug nicht definiert. Die Einführung von Qualifizierungsgesprächen bietet einen guten Anlass darauf zu drängen, dass das Kompetenz-Soll beschrieben wird und in Aufgaben bzw. Kompetenzprofile übersetzt wird. Hier hat auch die interkulturelle Kompetenz ihren Ort. Nachhaltigkeit lässt sich am ehesten auf diesem, allerdings nicht einfach zu gehenden Weg, erzielen.

Qualifizierungsgespräche: alter Wein in neuen Schläuchen? 
Nun kann man einwenden, Qualifizierungsgespräche seien alter Wein in neuen Schläuchen. Kennen wir das nicht, praktizieren wir das nicht schon lange nur unter einem anderen Namen? Es gibt in der Tat eine ganze Reihe von Personalentwicklungsinstrumenten, die mehr oder weniger erfolgreich – und vielfach nebeneinander – in Einrichtungen des öffentlichen Dienstes implementiert wurden und die Schnittmengen mit Qualifizierungsgesprächen haben: Mitarbeitergespräche, Jahresgespräche, Feedback-Gespräche, Rückkehrgespräche, Zielvereinbarungsgespräche, Leistungsgespräche. Sie tragen viele Namen und sie haben teilweise gleiche, teilweise unterschiedliche Zielsetzungen. Mit Qualifizierungsgesprächen, wie sie im TVöD nunmehr tariflich als Instrument vorgesehen sind, gibt es diverse inhaltliche Überschneidungen, nicht zuletzt zu den Mitarbeitergesprächen, wie sie von der Kommunalen Stelle für Verwaltungsmodernisierung (KGSt) seit Beginn der 1990er Jahre propagiert werden und die in vielen Einrichtungen Einzug gehalten haben. In den wenigsten Fällen allerdings dauerhaft, flächendeckend und stabil. Mitarbeitergespräche gelten als „Klassiker der Personalentwicklung“, sind jedoch bis heute ein prekärer Klassiker geblieben. Zudem sind die verschiedenen Gesprächsformen, die es in den Einrichtungen gibt, vielfach nicht miteinander verzahnt bzw. aufeinander abgestimmt. Da werden Jahresgespräche geführt und parallel Zielvereinbarungsgespräche nach § 18 TVöD (Leistungsentgelt), die nichts miteinander zu tun haben dürfen. Da gibt es Feedbackgespräche, die nicht in die Mitarbeitergespräche integriert sind, obwohl auch letztere eine Feedbackkomponente haben. Vielfach herrscht somit ein ziemliches Durcheinander. Und jetzt kommen noch Qualifizierungsgespräche hinzu, was bei nicht wenigen Führungskräften zu Abwehrreaktionen führt, gleichzeitig jedoch auch einen Anlass liefert, Ordnung zu schaffen und zu klären, welche PE-Instrumente in der Einrichtung gewollt sind und in welchem Verhältnis sie zueinander stehen. Es ist ein Druck entstanden, die verschiedenen Instrumente zu integrieren und zusammen zu denken. 

Erwähnen möchte ich noch einen Aspekt, der zum einen die Führungskultur zum anderen die Politik der Interessenvertretungen betrifft. In vielen Einrichtungen des öffentlichen Dienstes, die wir in den letzten Jahren besucht haben, begegneten wir der Klage über Führungskultur – und zwar von allen Seiten. Führungskräfte klagen genauso darüber wie Personalräte. Gleichzeitig beobachten wir: Wenn Instrumente in die Organisation kommen, die zur Führung tauglich sein können, sind sie fast immer mit einer Exit-Option versehen. Das heißt: Führungskräfte werden angehalten, sie zu nutzen, aber wenn sie das nicht tun, bleibt dies folgenlos. Und auch Beschäftigten steht die Exit-Option offen. Sie müssen nicht an Mitarbeitergesprächen teilnehmen, wenn sie nicht wollen. Dasselbe gilt für Jahresgespräche, Zielvereinbarungsgespräche, Leistungsbeurteilungsgespräche und andere Gespräche, wie immer sie tituliert sind. Diese weit verbreitete Exit-Kultur ist meines Erachtens problematisch. Durch sie werden Führungsinstrumente systematisch stumpf gemacht. Gleichzeitig wird über mangelnde Führung und eine unterentwickelte Führungskultur geklagt, nicht zuletzt seitens der Personalräte, die jedoch unter Hinweis auf das Schutzinteresse der Beschäftigten häufig dafür sorgen, dass es diese Exit-Option gibt. Das ist nach meinem Dafürhalten widersprüchlich. Sicherlich ist es Aufgabe der Personalvertretung Beschäftigteninteressen wahrzunehmen und sie zu schützen. Ob dazu gehört, ihnen die Möglichkeit zu bieten, sich Mitarbeiter- oder Qualifizierungsgesprächen zu entziehen, erscheint mir allerdings fraglich. Der Spitze der Organisation fehlt oft das Standing zu sagen: Wir wollen Qualität in der Führung und dazu gehört, dass man bestimmte PE-Instrumente anwendet. Wir vertreten den Grundsatz ‚Für Qualität gibt es kein Exit.’ Eine solche Haltung findet sich relativ selten. Für mich überraschend war, dass wir noch am ehesten in ostdeutschen Kommunen eine entsprechende Orientierung antrafen. Möglichweise hat dies mit dem gravierenden Personalabbau in großen Dimensionen zu tun. Er hat die Verantwortlichen zu einer strukturierten Personalpolitik und Personalplanung gezwungen, und zwar auf allen Ebenen. Und das hat Spuren in der Personalarbeit hinterlassen. 
§ 5 TVöD: Stand der Umsetzung

Abschließend noch ein paar Sätze zur betrieblichen Umsetzung der tariflichen Regelungen. Wie weit ist sie fast fünf Jahre nach Abschluss des Tarifvertrags gediehen? Unsere Eindrücke sind noch selektiv, erst im kommenden Jahr werden wir mit einer standardisierten Flächenbefragung in die Breite gehen und abfragen, was die tariflichen Regelungen ausgelöst haben und wie verbreitet nun Qualifizierungsgespräche, in welcher Form auch immer, sind. Bisher ist unser Eindruck, dass die Umsetzung ausgesprochen zäh verläuft. Nicht viele Einrichtungen haben sich wirklich intensiv mit dem § 5 beschäftigt, ihre Weiterbildungspraxis kritisch angesehen, Qualifizierungsgespräche neu eingeführt, ausgeweitet oder inhaltlich neu fokussiert. Oft wird die Qualifizierung von anderen Themen überlagert, vor allem durch die Regulierung des Leistungsentgelts. 
Die Voraussetzungen in Sachen Personalentwicklung (und als deren Teil die Weiterbildung) sind in den Einrichtungen auch sehr unterschiedlich. Zwischen den Polen einer einigermaßen stabil institutionalisierten, mit personellen Ressourcen ausgestatten, systematisch, strukturiert, zukunftsbezogen arbeitenden Personalentwicklung einerseits und fast völliger Fehlanzeige in Sachen Personalentwicklung andererseits findet sich ein breites Spektrum an Variationen. Eine vorausschauende, sich auf einen Zeitraum von ca. fünf Jahren beziehende quantitative und qualitative Personalbedarfsplanung ist selten. Es mangelt oft an deren Grundlage: einer einigermaßen klaren Zielperspektive und einer Strategie der Einrichtungen bzw. deren Untergliederungen. Das gibt es durchaus im Einzelfall, aber nicht durchgängig. Nach wie vor ist eine vorausschauende quantitative und qualitative Personalbedarfs- und Entwicklungsplanung eher Wunsch als Wirklichkeit – und diese Diskrepanz wird nicht zuletzt von den Personalern selbst beklagt. Die Schwächen in Sachen Personalentwicklung sind in den von uns untersuchten Einrichtungen bekannt und werden von den Befragten auch unverblümt benannt. Die meisten sehen sich bzw. ihre Einrichtungen am Anfang einer für nötig erachteten Stärkung und Systematisierung der Personalentwicklung. Nirgends wird zudem der hohe Stellenwert von Weiterbildung für die Zukunftssicherung der Betriebe/Einrichtungen in Zweifel gezogen. Davon muss man die Personalverantwortlichen am wenigsten überzeugen, eher noch die Leitungsebene, deren Unterstützung teilweise doch zu wünschen übrig lässt und mitunter auch die Linienvorgesetzten, die aufgrund einer engen Personaldecke die Weiterbildungsbegehren ihrer Mitarbeiter in Grenzen zu halten versuchen. 

Trotz mancher (Selbst-)Kritik an der bislang oft wenig entwickelten und etablierten Personalentwicklung finden sich unter den von uns untersuchten Einrichtungen aber auch ausgesprochen positive Beispiele, die deutlich machen, dass sich etwas bewegen lässt. Dazu müssen die betrieblichen Akteure allerdings den Ball aufgreifen, den die Tarifparteien gespielt haben. Die Personalräte müssen etwas Druck machen, dabei allerdings im Auge behalten, dass sich in Sachen betrieblicher Weiterbildung auf die Dauer nur Fortschritte erreichen lassen, wenn Allianzen mit dem (Personal-)Management gesucht und gefunden werden und sich beide Parteien nicht in Dauerkonflikte verstricken. Das müsste eigentlich nicht so schwer sein, da die Personal- und Weiterbildungsverantwortlichen nicht die Bremser auf diesem Feld sind, sondern überwiegend aufgeschlossen und kooperativ. Allerdings haben sie nicht selten Probleme, sich gegenüber den dezentralen Einheiten und den Führungskräften in der Linie ausreichend Gehör zu verschaffen. Ihr Rollenwandel zum Dienstleister war nicht selten mit Machtverlusten verbunden. Auch sie sind deshalb auf Unterstützung angewiesen und diese kann von der Personalvertretung kommen. Es sind also zwei Partner unterwegs, die aufeinander angewiesen sind und auf diesem Feld nur gemeinsam etwas erreichen können.
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